
GWÖ-ANTRAGSPRÜFUNG · LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 

Gründen. Übernehmen. Zukunft sichern – Junglandwirte
besser fördern
Drucksache 18/20430 · eingebracht 2026-07-07 — Antragsteller: CDU GRÜNE

Landwirtschaft Jugend Gleichstellung Nachhaltigkeit Regionale Wirtschaft

ZUSAMMENFASSUNG

Der Antrag fordert eine landesweite, konzeptbasierte Förderung für Junglandwirte — insbesondere Frauen

und Quereinsteiger — zur Sicherung der Hofnachfolge, Modernisierung und Ernährungssouveränität.

KERNFORDERUNGEN

Einführung einer landeseigenen Existenzgründungsprämie

Erleichterung der Agrarinvestitionsförderung (AFP) für Junglandwirte

Kooperation mit NRW.Bank und Rentenbank für Risikoabsicherung

Förderung von Frauen in der Landwirtschaft durch Betriebshilfe und Vereinbarkeitsmaßnahmen

Einflussnahme auf GAP-Verhandlungen zugunsten junger Gründer:innen

BEWERTUNG

9.0 GEMEINWOHL-SCORE

Uneingeschränkt unterstützen

Der Antrag stärkt systematisch die Gemeinwohl-Dimensionen Solidarität (D2), Soziale Gerechtigkeit (D4) und

Ökologische Nachhaltigkeit (E3) durch zielgenaue Förderung junger, vielfältiger und nachfolgebereiter

landwirtschaftlicher Betriebe. Er adressiert strukturelle Ungleichheiten bei Zugang zu Kapital, Fläche und

Sicherheit — besonders für Frauen und außerfamiliäre Gründer:innen — und verankert Transparenz &

Mitbestimmung über konzeptbasierte, nicht flächengebundene Bewertungskriterien. Die Kooperation mit

NRW.Bank und Rentenbank sowie die Forderung nach GAP-Adaptation zeigen Verantwortung über kommunale

Grenzen hinaus (E2/E4).

STÄRKEN & SCHWÄCHEN

Stärken

Klare Zielgruppenorientierung (Frauen,
Quereinsteiger, außerfamiliäre Nachfolge)
Integration von EU-, Bundes- und
Landesebene
Pragmatische Maßnahmen zur
Bürokratieentlastung
Stärkung regionaler Wertschöpfung und
Ernährungssouveränität

Schwächen

Keine konkrete Finanzierungszusage
Keine Verankerung gemeinwohlökonomischer
Kriterien (z. B. GWÖ-Bilanz)
Unklare Verknüpfung mit Klimaschutzzielen (z.
B. Treibhausgasreduktion)
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GWÖ-MATRIX 5×5

WÜRDE SOLIDARITÄT
NACHHALTIG‐

KEIT
GERECH‐
TIGKEIT TRANSPARENZ

A · LIEFERANT:‐
INNEN · · · · ·

B · FINANZEN · · · · ·

C · VERWALTUNG · · · · +

D · BÜRGER:INNEN · ++ · ++ ·

E · GESELLSCHAFT
& NATUR · · + · ·

++ stark
fördernd

+
fördernd

○

neutral
−
widersprechend

−− stark
widersprechend

SCHWERPUNKTE ERKLÄRT

Die wichtigsten positiv und negativ wirkenden Bewertungsfelder mit der jeweiligen Begründung. 

D2 Solidarität Bewertung: +4

Förderung von Vielfalt, Nachfolge und regionaler Wertschöpfung statt Konzentration

D4 Soziale öffentliche Leistung Bewertung: +4

Zugang zu Land, Kredit, Mutterschutz- und Betriebshilfe als Daseinsvorsorge

E3 Ökologische Verantwortung Bewertung: +3

Unterstützung klimaresilienter, tiergerechter und ressourcenschonender Betriebsformen via Investitionsförderung

C5 Demokratie in Verwaltung Bewertung: +3

Forderung nach unbürokratischer, konzeptbasierter Förderung mit klaren Kriterien
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PROGRAMM-TREUE PRO FRAKTION

CDU ANTRAGSTELLER:IN

WAHLPROGRAMM 9/10

Der Antrag entspricht exakt den CDU-Kernzielen: Flächensparprogramm (Q1), Stärkung bäuerlicher
Betriebe, Sicherung der Ernährungssouveränität, Bürokratieabbau bei AFP (Q4), Förderung von Start-ups
und Innovation (Q5), sowie familienfreundliche Rahmenbedingungen (Q2).

„Wir haben ein Flächensparprogramm auf den Weg gebracht. ● Wir haben die Gründung einer
gemeinnützigen Landgesellschaft beschlossen." 
CDU NRW Wahlprogramm 2022, S. 52

„Wir schaffen eine gute frühkindliche Bildung mit ausreichend Plätzen und flexiblen Betreuungszeiten. Nur so
ist echte Vereinbarkeit möglich." 
CDU NRW Wahlprogramm 2022, S. 62

PARTEIPROGRAMM 8/10

Stimmt mit dem christlich-demokratischen Menschenbild (Q6), der Schöpfungsverantwortung (Q7–Q9) und
dem Subsidiaritätsprinzip überein; leitet aber stärker als im Grundsatzprogramm explizit staatliche
Förderinstrumente ab.

Keine wörtlich passenden Stellen im Parteiprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 

GRÜNE ANTRAGSTELLER:IN

WAHLPROGRAMM 9/10

Der Antrag spiegelt Kernforderungen des Grünen Wahlprogramms wider: Förderung kleinerer und mittlerer
Betriebe (Q11, Q13), sozialökologische Beratung, Abbau unnötiger Bürokratie (Q14), Unterstützung von
Existenzgründungen (Q12), sowie tiergerechte Haltung und Umweltschutz (Q15).

„Mit zielgerichteter Unterstützung bäuerlicher Betriebe und dem Abbau unnötiger Bürokratie stoppen wir das
Sterben kleiner Höfe." 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN NRW Wahlprogramm 2022, S. 30

„Wir stellen Planungs- und Investitionssicherheit mit einem landeseigenen Förderprogramm her, das gezielt
Bauvorhaben kleinerer und mittlerer Betriebe fördert." 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN NRW Wahlprogramm 2022, S. 31

PARTEIPROGRAMM 9/10

Passt nahtlos zum Grundsatzprogramm: regionale Wirtschaftskreisläufe (Q16), Recht auf gesunde Nahrung
(Q17), Förderung alternativer Wirtschaftsformen (Q19), und solidarischer Landwirtschaft (Q19).

Keine wörtlich passenden Stellen im Parteiprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 
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SPD

WAHLPROGRAMM 7/10

Der Antrag unterstützt SPD-Ziele wie soziale Gerechtigkeit, Chancengleichheit für Frauen und
Familienförderung — jedoch fehlt die klare Verbindung zur Tariftreue, zum Landesmindestlohn oder zur
sozialen Absicherung von Beschäftigten in der Landwirtschaft. Die SPD betont stärker die Rolle der
Gewerkschaften und kollektiver Vereinbarungen.

Keine wörtlich passenden Stellen im Wahlprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 

PARTEIPROGRAMM 7/10

Entspricht dem Hamburger Programm in Bezug auf soziale Gerechtigkeit, Nachhaltigkeit und Solidarität
(Q17), bleibt aber hinter der Forderung nach „Recht auf Arbeit“ und starker Gewerkschaftsrolle zurück.

Keine wörtlich passenden Stellen im Parteiprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 

FDP

WAHLPROGRAMM 6/10

Der Antrag enthält Elemente der FDP-Politik wie Bürokratieabbau (Q14), Digitalisierung und Startup-
Förderung (Q5, Q12), widerspricht aber dem Prinzip der 'Privat vor Staat' durch starke öffentliche
Förderinstrumente und konzeptbasierte Interventionen. Die FDP bevorzugt marktbasierte Lösungen statt
direkter Landesförderung.

Keine wörtlich passenden Stellen im Wahlprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 

PARTEIPROGRAMM 6/10

Teilweise konsistent mit Freiheits- und Marktwirtschaftsorientierung (Q10), aber nicht mit dem FDP-
Leitgedanken 'Eigenverantwortung vor Staatsverantwortung' (Q10), da hier staatliche Förderung zentral ist.

Keine wörtlich passenden Stellen im Parteiprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 

AfD

WAHLPROGRAMM 2/10

Der Antrag widerspricht zentralen AfD-Positionen: Er fördert EU-integrierte GAP-Strategien („Gemeinsame
Agrarpolitik ab 2028“), was der EU-Kritik und Forderung nach nationaler Souveränität widerspricht. Zudem
fehlt jede Bezugnahme auf Kernthemen wie Migration, Identität oder Kernkraft.

Keine wörtlich passenden Stellen im Wahlprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 

PARTEIPROGRAMM 2/10

Keine Übereinstimmung mit dem AfD-Grundsatzprogramm zur nationalen Souveränität, EU-Kritik oder
traditionellen Familienpolitik. Der Antrag setzt auf europäische Kooperation und moderne, inklusive
Strukturen — entgegen der AfD-Ideologie.

Keine wörtlich passenden Stellen im Parteiprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 
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VERBESSERUNGSVORSCHLÄGE

Vorschlag 1 von 3

Original: Die konkrete Ausgestaltung der Existenzgründungsprämie ist dabei im Kontext mit den weiteren
Interventionen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik zu beurteilen und abzuwägen.

Die konkrete Ausgestaltung der Existenzgründungsprämie soll bis Ende 2026 konkretisiert und mit einer
Pilotphase gestartet werden, um unmittelbare Wirkung zu erzielen — im Kontext mit den weiteren
Interventionen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik zu beurteilen und abzuwägen.

Begründung: Stärkt GWÖ-Wert 'Transparenz & Mitbestimmung' (D5) durch klare Zeitvorgabe und Handlungsoffenheit; erhöht
Vertrauen in die Umsetzung.

Vorschlag 2 von 3

Original: Eine konzeptbasierte und nicht flächengebundene Existenzgründungsförderung für junge landwirtschaftliche
Unternehmerinnen und Unternehmer in Nordrhein-Westfalen einzuführen...

Eine konzeptbasierte und nicht flächengebundene Existenzgründungsförderung mit expliziter Priorisierung
gemeinwohlorientierter Modelle (z. B. solidarische Landwirtschaft, Genossenschaften, Bio-Betriebe) für
junge landwirtschaftliche Unternehmerinnen und Unternehmer in Nordrhein-Westfalen einzuführen...

Begründung: Verankert den GWÖ-Wert 'Ökologische Nachhaltigkeit' (D3/E3) und 'Solidarität' (D2) strukturell — nicht nur
formal — und stärkt die grüne Wirtschaftspolitik.

Vorschlag 3 von 3

Original: sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass die Belange junger Betriebsgründerinnen und -gründer bei
den zukünftigen GAP-Verhandlungen sowie in anderen bundesweiten Förderprogrammen stärker berücksichtigt
werden...

sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass die Belange junger Betriebsgründerinnen und -gründer unter
besonderer Berücksichtigung von Geschlechtergerechtigkeit, sozialer Inklusion und ökologischer
Transformation bei den zukünftigen GAP-Verhandlungen sowie in anderen bundesweiten Förderprogrammen
stärker berücksichtigt werden...

Begründung: Stärkt GWÖ-Werte 'Menschenwürde' (D1), 'Soziale Gerechtigkeit' (D4) und 'Ökologische Nachhaltigkeit' (D3)
durch verbindliche Zielsetzung — nicht nur allgemeine Forderung.

ABSTIMMUNGSERGEBNIS

Überwiesen · MMP18-128

Ja: CDU SPD GRÜNE FDP AfD !

! Opportunismus (Ja trotz Wahlprogramm-Mismatch <3/10) 
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Antrag 
 
 
der Fraktion der CDU und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
 
 
Gründen. Übernehmen. Zukunft sichern – Junglandwirte besser fördern 
 
 
I.  Ausgangslage 
 
In Nordrhein-Westfalen bewirtschaften rund 33.570 Betriebe die landwirtschaftlichen Flächen 
des Landes (Statistisches Landesamt NRW). Die Altersstruktur der Betriebsleiterinnen und 
Betriebsleiter zeigt, dass in den kommenden Jahren ein erheblicher Teil in den Ruhestand 
treten wird. Bereits heute ist in zahlreichen Betrieben keine innerfamiliäre Hofnachfolge vor-
handen. Nach Erhebungen der Landwirtschaftskammer NRW fehlt in bis zu einem Drittel der 
Betriebe eine Nachfolgelösung. Damit steigt der Bedarf an außerfamiliären Hofübernahmen 
stetig. Parallel dazu besteht ein wachsendes Interesse junger Menschen an einer beruflichen 
Selbstständigkeit in der Landwirtschaft, auch ohne familiären Hintergrund im Agrarsektor. 
Diese Gruppe trifft auf hohe Einstiegshürden. Zu den zentralen Herausforderungen zählen 
gestiegene Bodenpreise, begrenzte Verfügbarkeit landwirtschaftlicher Flächen, hohe Anfangs-
investitionen in Gebäude, Maschinen und Tierhaltung sowie fehlende Sicherheiten für Kredite. 
Diese Faktoren erschweren den Zugang zu Kapital und hemmen die Bereitschaft, eine Hof-
übernahme oder Neugründung zu realisieren. 
 
Auch bei innerfamiliären Hofnachfolgen ist häufig ein hoher Modernisierungs- und Investitions-
bedarf gegeben. In vielen Betrieben wurde über längere Zeit nur eingeschränkt investiert, so-
dass bei Generationenwechseln erhebliche Mittel für technische Modernisierungen, Energie-
effizienz, Tierwohlmaßnahmen oder neue Betriebszweige erforderlich sind. Bestehende För-
derinstrumente, insbesondere die Agrarinvestitionsförderung (AFP), setzen aktuell die Vorlage 
von zwei vollumfänglichen Jahresabschlüssen voraus. Diese Anforderung stellt für junge Be-
triebsleiterinnen und Betriebsleiter, die sich in der Gründungsphase befinden, ein erhebliches 
Zugangshemmnis dar. 
 
Ein zusätzliches Problem stellt die unzureichende Absicherung bei der Fremdfinanzierung dar. 
Gerade außerfamiliäre Hofnachfolgen scheitern häufig an fehlenden Sicherheiten für Bank-
darlehen. Instrumente zur Risikoabsicherung und Liquiditätsunterstützung – etwa über Bürg-
schaften, langfristige Laufzeiten, zinsfreie Anlaufphasen und vergünstigte Kredite – sind der-
zeit auf Landesebene nicht ausreichend vorhanden. Eine gezielte Kooperation mit der 
NRW.Bank und der landwirtschaftlichen Rentenbank kann hier Abhilfe schaffen. 
 
Der Frauenanteil unter den Betriebsleitungen liegt in Nordrhein-Westfalen bei rund 11 Prozent 
(Statistisches Bundesamt, Agrarstrukturerhebung 2023). Spezifische Förderprogramme für 
Frauen in der Landwirtschaft bestehen derzeit weder auf Landes- noch auf Bundesebene. 
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Insbesondere bei selbstständiger Betriebsleitung bestehen Defizite in der Absicherung wäh-
rend der Mutterschutz- und Elternzeiten und bei familiären Verpflichtungen. Unterstützungsin-
strumente wie Betriebshilfsdienste sind nicht flächendeckend verfügbar und können bislang 
nicht als Regelförderung in Anspruch genommen werden. 
 
Mehrere Bundesländer, darunter Brandenburg, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und Sach-
sen, haben bereits konzeptbasierte Programme zur Förderung von inner- und außerfamiliären 
landwirtschaftlichen Existenzgründungen junger Landwirtinnen und Landwirte eingeführt. 
Nordrhein-Westfalen verfügt bislang über kein entsprechendes Instrument auf Landesebene. 
Angesichts der Altersstruktur, des Modernisierungsbedarfs, der zunehmenden Flächenkon-
zentration und der unzureichenden Nachfolgelösungen ist eine zielgerichtete Förderung jun-
ger landwirtschaftlicher Unternehmerinnen und Unternehmer erforderlich, um Betriebsüber-
nahmen und Existenzgründungen zu erleichtern, Strukturveränderungen abzumildern, die 
Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft nachhaltig zu sichern und die Ernährungssouveräni-
tät sowie eine vielfältige Agrarstruktur mit vielen und vielfältigen Höfen weiter aufrecht zu hal-
ten. 
 
II. Beschlussfassung 
 
Der Landtag stellt fest, dass 
 

• viele landwirtschaftliche Betriebe in NRW in den kommenden Jahren eine Nachfolge 
benötigen, wobei ein erheblicher Teil keine innerfamiliäre Lösung hat. 

• für junge Menschen ohne landwirtschaftlichen Familienhintergrund die hohen Einstiegs-
kosten, Investitionsbedarfe und fehlende bankseitige Sicherheiten zentrale Hürden für 
Betriebsübernahmen oder Neugründungen darstellen. 

• die Wiedereinrichtung stillgelegter oder umgenutzter landwirtschaftlicher Betriebe mit 
besonders hohen finanziellen Hürden verbunden ist, da kein landwirtschaftliches Um-
laufvermögen und keine betriebliche Infrastruktur vorhanden sind und umfangreiche In-
vestitionen in Gebäude, Technik und Betriebsmittel erforderlich werden, wodurch die 
Wiedereinrichtung/ Reaktivierungen ehemals landwirtschaftlich genutzter Höfe erheblich 
erschwert wird. 

• auch bei innerfamiliären Hofnachfolgen ein hoher Investitionsbedarf besteht, da viele 
Betriebe Modernisierung, technische Anpassungen oder Erweiterungen nachholen müs-
sen. 

• eine konzeptbasierte Förderung ein gezieltes und hilfreiches Instrument ist, das insbe-
sondere junge Menschen und die strukturelle Entwicklung in der Landwirtschaft unter-
stützt und die Rolle der Landwirtschaft sichtbar stärkt. 

• Frauen in der Landwirtschaft durch Hürden bei Selbstständigkeit, Mutterschutz-, Eltern-
zeit und Vereinbarkeit von Beruf und Familie betroffen sind; gezielte Unterstützungs-
maßnahmen wie der Betriebshilfsdienst sind nicht selbstverständlich, aber erforderlich. 

 
Der Landtag beauftragt die Landesregierung im Rahmen vorhandener Mittel, 
 

• bei der nationalen Ausgestaltung der Gemeinsamen Agrarpolitik ab 2028 bereits jetzt 
auf die Implementierung einer wirksamen Unterstützung der Niederlassung von Jung-
landwirten, einschließlich der Niederlassung neuer Landwirte zu dringen und diese vor-
zubereiten. 

• die für eine Existenzgründungsprämie notwendigen nationalen Kofinanzierungsmittel 
einzuplanen und über den Programmplanungszeitraum kontinuierlich zur Verfügung zu 
stellen. Die konkrete Ausgestaltung der Existenzgründungsprämie ist dabei im Kontext 
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mit den weiteren Interventionen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik zu beurteilen 
und abzuwägen. 

• Eine konzeptbasierte und nicht flächengebundene Existenzgründungsförderung für 
junge landwirtschaftliche Unternehmerinnen und Unternehmer in Nordrhein-Westfalen 
einzuführen und hierfür im Vorfeld diesen Förderansatz zu erproben. Dies soll unbüro-
kratisch anhand klarer und nachvollziehbarer Bewertungskriterien erfolgen. Alle Jung-
landwirtinnen und Junglandwirte sollen grundsätzlich teilnahmeberechtigt sein. Neu-
gründungen, Wiedereinrichtungen und außerfamiliäre Betriebsübernahmen sind bei der 
Auswahl und der Prämienhöhe zu priorisieren.  

• darauf hinzuwirken, dass die Unterstützung der Niederlassung von Junglandwirtinnen 
und Junglandwirten unbürokratisch und niederschwellig umgesetzt wird. 

• die Agrarinvestitionsförderung (AFP) insbesondere für Junglandwirtinnen und Jungland-
wirte, aber auch für alle weiteren Landwirtinnen und Landwirte, zu erleichtern, insbeson-
dere durch Vereinfachung der Nachweis- und Dokumentationspflichten. 

• gemeinsam mit der NRW.Bank und der landwirtschaftlichen Rentenbank Unterstüt-
zungsmöglichkeiten zu evaluieren wie z. B. Instrumente zur Sicherstellung von Bank-
bürgschaften und Förderkrediten zu schaffen, einschließlich langfristiger Laufzeiten, 
zinsfreier Anlaufperioden und vergünstigter Zinssätze. 

• sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass die Belange junger Betriebsgründerinnen 
und -gründer bei den zukünftigen GAP-Verhandlungen sowie in anderen bundesweiten 
Förderprogrammen stärker berücksichtigt werden und hierbei die besonders hohen öko-
nomischen Hürden von jungen Gründerinnen und Gründern ohne familiären Hintergrund 
im Agrarsektor besonders zu gewichten. Zudem gilt es zu prüfen, ob es eine Entwicklung 
von Fördermöglichkeiten speziell für Junglandwirtinnen bedarf. 

• sicherzustellen, dass bei Einführung eines wirkungsgleichen Förderinstruments auf EU-
Ebene, insbesondere im Rahmen der GAP, die landeseigene Förderung entsprechend 
angepasst oder durch das europäische Instrument ersetzt wird, um Doppelförderungen 
zu vermeiden. 

• auf Bundesebene darauf hinzuwirken, dass Unterstützungsmaßnahmen für Frauen in 
der Landwirtschaft entwickelt und umgesetzt werden, die insbesondere die Vereinbarkeit 
von Selbstständigkeit, Elternzeit und Familie erleichtern.  
 
 
 

Thorsten Schick 
Matthias Kerkhoff 
Bianca Winkelmann 
Markus Höner 

Wibke Brems 
Mehrdad Mostofizadeh 
Jule Wenzel 
Dr. Julia Höller  
Norwich Rüße 

und Fraktion und Fraktion 
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